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Militärausgaben im Verhältnis
zur Wirtschaftsleistung BIP,
ausgewählte Länder, 2022, in %
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Schweiz weit hinten

Saudiarabien 7,4

Israel 4,5

Russland 4,1

USA 3,5

Grossbritannien 2,2

Frankreich 1,9

Finnland 1,7

Italien 1,7

Norwegen 1,6

China 1,6

Niederlande 1,6

Ø EU 1,6

Spanien 1,5

Dänemark 1,4

Deutschland 1,4

Österreich 0,8

Schweiz 0,8
Den Schweizer Soldaten fehle es vor allem an schweren Waffen, sagt Stefan Holenstein. Foto: Keystone

Edgar Schuler

HerrHolenstein,Armeechef
Thomas Süssli sagt, er könne
die Finanzsituation derArmee
nichtmehrverantworten.
Dramatisiert er die Lage?
Ganz und gar nicht.Wenn es uns
nicht gelingt, die Militärausga-
ben bis 2030 auf ein Prozent des
Bruttoinlandprodukts (BIP) zu
erhöhen, dann hat die Schweiz
ein ernsthaftes Sicherheitsprob-
lem. Ich verstehe den Chef der
Armee,wenn er sagt, dass er das
nicht verantworten kann.

Wo fehlt das Geld?
An allen Ecken und Enden, pri-
mär bei den schweren Bodensys-
temenwie etwa derArtillerie, der
Panzerabwehr und den Panzern.
Wennwir hier nicht schnell und
massiv investieren, brechen uns
die Systeme des Heeres weg,
zumindest temporär. BisAnfang
2030 braucht die Armee drin-
gend 13 Milliarden Franken, um
Artillerie und Panzer zu ersetzen.

Sie übertreiben. Der Kauf der
F-35A-Kampfjets zumBeispiel
läuft nach Plan.
Zum Glück! Immerhin investie-
ren wir in eine funktionierende
Luftwaffe und Luftverteidigung.
Aber auch bei der Cyberabwehr,
der vernetzten Führung und der
Kommunikationstechnologie
müssen wir rasch mehr inves-
tieren. Das Gerippe Armee als
Gesamtsystem funktioniert im
Prinzip. Aber die Systeme kom-
men allesamt an ihr Nutzungs-
ende. Wie der Ukraine-Krieg
zeigt, sind dies essenzielle Mit-
tel und Systeme.

WelcheWaffen braucht es jetzt?
Das moderne Gefechtsfeld sieht
heute nicht viel anders aus als zu
Zeiten des Kalten Kriegs. Beson-
ders wichtig sind nach wie vor
weitreichende Abstandswaffen
wie dieArtillerie,mechanisierte,
robuste Mittel wie Panzer,
Kampfflugzeuge und die Boden-
Luft-Luftabwehr. Dazu kommen

die neuen Technologienwie Cy-
berabwehrund insbesondere die
Minidrohnen.Aber: DerKauf von
mehr und neuen Drohnen ist im
ersten Finanzierungsschritt von
13 Milliarden nicht enthalten.

Das 1-Prozent-Ziel für
dieMilitärausgaben gibt
der Bundesrat nicht auf, er
verschiebt es nur um fünf Jahre.
Das kann nicht dramatisch sein.
Diese Verschiebung hat einen
unglaublich grossen, finanz-
politisch ausgewiesenen Effekt.
Wenn die Investitionen bis 2035
um so viel langsamer wachsen,
führt das zu einerReduktion von
rund 11,7 Milliarden – diese sind
unwiderruflich weg. Die Folgen
für die Armee sind katastrophal.

ViolaAmherd ist die erste
Verteidigungsministerin
seit Jahrzehnten, die das
Armeebudget erhöht hat.
Ja, das hat sie. Leider aber nicht
bis spätestens 2030, sondern erst
bis 2035. Das ist schlicht unge-
nügend. Ich erinnere daran, dass
wir budgetmässig bei derArmee

von einem sehr tiefen Niveau
herkommen. FrauAmherd hat es
kürzlich selbst gesagt: DieArmee
wurde in den letzten Jahren
kaputtgespart. Eine «Mini-Bud-
geterhöhung» bis 2035 reicht
nirgends, erst recht nicht im
internationalen Vergleich.

Wie stehenwir imVergleich da?
Sehr schlecht. In Europa hatmei-
nesWissens kein vergleichbares
Land geringere Armeeausgaben
als wir. Zugespitzt gesagt: Nur
der Vatikan gibt weniger für
seine Verteidigung aus als die
Schweiz. Die meisten Länder –
auch das von uns armeemässig
oft belächelte Österreich – erhö-
hen ihreVerteidigungsausgaben
jetzt massiv, meist über 1,5 Pro-
zent des BIP. Der Krieg in der
Ukraine hat bei ihnen zu einem
Umdenken geführt.

BundesrätinAmherd hat sich
nicht gegen dieVerschiebung
des 1-Prozent-Ziels um
fünf Jahre gewehrt. Sind Sie
enttäuscht von ihr?
Wenndem tatsächlich so ist, sage
ich es Ihnen offen und ehrlich:
Wir sind sehr enttäuscht.

Hintergrund derVerschiebung:
DemBund geht das Geld aus.
In den nächsten Jahren drohen
Ausfälle inMilliardenhöhe.
Wo soll der Bund sparen, um
Militärausgaben zu erhöhen?
Der Bund gibt fast 90 Milliarden
Franken jährlich aus. Ich sehe
etliche Sparmöglichkeiten, etwa
beimVerkehr, bei der Energie, in
der Landwirtschaft.

Mit solchen Ideen stossen Sie
überall aufWiderstand.
Ichweiss, das schmerzt.Aber bei
der sich verschärfenden Sicher-
heitslage in Europa muss die
Armee finanzpolitische Priorität
haben. Es geht umdie Sicherheit
unserer Schweiz!

Der Bundesrat verweist auf
die Schuldenbremse, die in
derVerfassung verankert ist.

Ich verstehe das Dilemma des
Bundesrats.AberdieVerteidigung
der Schweiz ist der verfassungs-
mässige Kernauftrag der Armee.
Es gibt kein Land der Welt, das
seine Sicherheitspolitik der
Schuldenbremse unterstellt.

Siewären für eineAufhebung
der Schuldenbremse, um die
Aufrüstung voranzutreiben?
Zumindest für eine Lockerung.
Mit Schulden können wir um-
gehen, aber die Sicherheit der
Schweiz ist nicht verhandelbar.
Es gibt andereWege. Ein konven-
tioneller,wenn auch unbeliebter
Schritt wäre eine zeitlich befris-
tete Wehrabgabe via Erhöhung
der Mehrwertsteuer.

Was tun Sie,wenn der
Bundesrat nicht auf Sie hört?
WirMilizverbände denken ernst-
haft über eine Volksinitiative
nach.Wir könnten in derVerfas-
sung verankern, dass die Ausga-
ben für die Armee mindestens
1,5 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung betragenmüssen.Daswäre
ein langerWeg, weshalb wir zu-
erst politische Lösungen suchen.

Also soll nun das Parlament
dieMilitärausgaben erhöhen.
Richtig. Dazu müsste sich die
bürgerliche Mehrheit im Parla-
ment, SVP, FDP, Mitte und GLP,
zusammenraufen.

Wenn sie das nicht tun,werden
Sie die Initiative lancieren?
Wir scheuen uns keineswegs
davor, haben das intern schon
diskutiert, und ich bin auch in
Gesprächen mit Politikern auf
Verständnis gestossen.

Sind die von Ihnen präsidierten
Milizverbände initiativfähig?
DerVerbandMilitärischerGesell-
schaften hat gegen 100’000Mit-
glieder. Undwir haben ein Netz-
werk von befreundeten Verbän-
den wie der Schweizerischen
Offiziersgesellschaft mit rund
20’000 Mitgliedern und vor
allem den Schützenvereinenmit

über 150’000 Mitgliedern. Als
Kampagnenorganisation wäre
die Allianz Sicherheit Schweiz
parat. Ich denke, wir hätten die
100’000 Unterschriften schnell
zusammen.

Siemüssten den Stimmbürgern
erklären,warummilitärische
Sicherheit wichtiger sein soll
als die soziale Sicherheit.
Ohnemilitärische Sicherheit gibt
es kein stabiles, liberales und
wertebasiertes gesellschaftliches
Zusammenleben. Ohne das Be-
wusstsein, dasswir uns verteidi-
gen können, dasswir unsere frei-
heitliche Gesellschaft organisie-
ren können, sind auch unsere
Sozialwerke infrage gestellt.

Sie reden, als obwirmorgen in
einen Krieg verwickelt würden.
Eine hochkritische Situation ent-
steht schon, wenn ein Übergriff
auf ein Nato-Land erfolgen soll-
te. Das könnte zu einer gefährli-
chen, eskalierendenDestabilisie-
rung in Europa führen, die uns
nicht mehr nur mittelbar, son-
dern unmittelbar bedroht – mi-
litärisch, wirtschaftlich, sozial.

Ist es nicht ohnehin illusorisch,
dass sich die Schweiz in einem
solchen Fall allein verteidigen
könnte?
Ja, ohne internationale Zusam-
menarbeit wird es bestimmt
nicht gehen. Wahrscheinlich
müssenwir dann in einemBünd-
nisfall auchmit anderen zusam-
menarbeiten.

Wennwir uns imKriegsfall
mit anderen Ländern
zusammentun,müssenwir
nicht selbst aufrüsten, oder?
Exakt falscher Zirkelschluss!Wir
können als eines der reichsten
Länder nicht die Verteidigung
herunterfahren und denken, die
Nato hilft uns dann schon. Da
gibt es kein Trittbrettfahrertum.
Nein, wir müssen selbst einen
Beitrag zur europäischen Sicher-
heitsarchitektur leisten. Nur
dann sind wir glaubwürdig.

«Dann hat die Schweiz
ein ernsthaftes Sicherheitsproblem»
Militärexperte Stefan Holenstein, Präsident der militärischen Interessenverbände,
fordert hohe Mehrausgaben für die Aufrüstung – notfalls auch über eine Volksinitiative.

Schweiz - EU Die Frage ist brisant:
Wie sollen sich die Stimmbe-
rechtigten zum geplanten Ver-
tragspaket mit der EU äussern
können? Bundesrat und Parla-
mentmüssen entscheiden, ob es
für das Abkommen ein Volks-
und ein Ständemehr braucht –
oder ob einVolksmehr ausreicht.
Von der Antwort könnte das
Schicksal der bilateralen Bezie-
hungen abhängen.Eine klareAn-
sage macht nun Astrid Epiney,
Professorin für Europarecht an
derUniversität Freiburg. Sie hält
einVetorecht für die Kantone für
«verfassungswidrig», wie sie in
der «NZZ am Sonntag» sagt. Die
Voraussetzungen für ein obliga-
torisches Referendum seien
nicht erfüllt. «Und damit erüb-
rigt sich auch die Frage nach dem
Ständemehr», sagt Epiney. (red)

Europarechtlerin:
Volksmehr reicht

Armee Das Finanzdepartement
sah die Geldnot derArmee im Ja-
nuar 2023 nicht als akutes Pro-
blem an. Das zeigen Dokumente
zumBudgetvoranschlag 2024 im
«SonntagsBlick». Für das laufen-
de Jahr kamen Kürzungen in
Höhe von 286Millionen Franken
im Einvernehmen mit Verteidi-
gungsministerin Viola Amherd
zustande. Ihr Departement mel-
dete für die kommenden Jahre
zusätzlichen Geldbedarf für den
Bevölkerungsschutz, die Cyber-
sicherheit und das Bundesamt
für Landestopografie an – nicht
aber für konkrete Projekte der
Armee. Rüstungsbeschaffungen
seien komplex und bräuchten
ihre Zeit, räumt ein SprecherAm-
herds ein. (red)

Fragen zu Amherds
Finanzstrategie

Jurist und Oberst

Stefan Holenstein ist Jurist und als
Milizoffizier Oberst im Generalstab.
Er präsidiert den Verband Militäri-
scher Gesellschaften Schweiz. Der
VMG vereinigt alle ausserdienstlich
tätigen militärischen Gesellschaf-
ten und Verbände in der Schweiz.
Bis 2021 war Holenstein Präsident
der Schweizerischen Offiziers-
gesellschaft. (ese)
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Sowill der Bund
dieWohnungsnot
lindern
Massnahmen Mit einem«Aktions-
plan Wohnungsknappheit» will
der Bund gegen die Knappheit
anWohnraumvorgehen.Wie der
«SonntagsBlick» berichet, wer-
den 35Massnahmen zurUmset-
zung empfohlen. Die Angebots-
seite stehe im Fokus. Den Hebel
ansetzen will der Bund bei der
Verdichtung.Die Gemeinden sol-
len bei der Erarbeitung von Stra-
tegien zur räumlichen Entwick-
lung unterstütztwerden. Es stel-
le sich die Frage, ob dieTrennung
vonArbeits- undWohnzonen an
geeigneten Orten gelockertwer-
den könne. Damit liessen sich
auch Büro- undHotels einfacher
zuWohnungen umnutzen.Eben-
falls geprüftwerden soll eineAn-
passung der kantonalen Raum-
planungs- und Baugesetze.

Einen zweiten Schwerpunkt
legt derAktionsplan auf die Stär-
kung der Baubewilligungsver-
fahren.Missbräuchliche Einspra-
chen, die einzig derVerzögerung
von Projekten dienen, sollenmit
einerKostenauflage eingedämmt
werden. Ebenfalls empfiehlt der
Bund die Erstellung eines juris-
tischen Gutachtens, wie diese
Einsprachen reduziert werden
können, ohne dass dabei der
Rechtsschutz infrage gestellt
wird.

Dem Mieterverband geht der
Aktionsplan allerdings zuwenig
weit. Hauptproblem seien die
hohen Mieten, sagt Mieterver-
bandspräsident Carlo Somma-
ruga.Daswerde im Plan weitge-
hend ausgeblendet. (red)


